
Aktenzeichen;

5_B£‚jji[■i
‚

I m N a m e n d e s V o l k e 3

In dem Rechtsstreit

Zugestellt an die

Beteiligten am
\\‘_w \ \ Of“

. . -. .8° “09tbmbel 1/04 Beklagten und Rev1monsklager1n9

g e g e n

Klägerin und Revisionsbeklagte3

hat der 40 Senat des Bundessozialgerichts am
190 August 4964 ohne mündliche Verhandlung unter

Mitwirkung von

Senatspräsident P e n q u i t t
als Vorsitzenden]

Bundesrichter S c h m i t t und

Bundesrichter Dr„ E c k e r
als weiteren Berufsrichterna

Bundessozialrichter W e b e r und

Bundessozialrichter H a t e s a u 1
als ehrenamtlichen Richtern?

für Recht erkannt

Das Urteil des Landessozialgerichts Berlin vom
26„ Mai 4961 wird mit den ihm zugrunde liegenden

Feststellungen aufgehoben° Der Rechtsstreit wird

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

Landessozialgericht zurückverwiescn°

Von Rechts wegeno
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Die Klägerin? die aus der Zeit vor dem Inkrafttreten des

Neuregelungsgesetzes für die Rentenversicherung der Arbeiter

- ArVNG — (1° Januar 1957) eine Versichertenrente bezieht9

verlangt für die Folgezeit die um den Sonderzuschuß ange-

hobene Rente in derjenigen Höhe des monatlichen Zehlbetragsv

in der ihr diese Rente im Dezember 4956 ausgezahlt werden

war, also die sogenannte Be$itzstandsrcnte des Art() 2 5 56

ArVNGe Das würde eine monatliche Leistung von 55‚—— DM zu—

züglich eines — wegen weiteren Hinterbliebenerrentenbezugs

unter 21,—— DM liegenden - Sonderzuschusses von 15,60 DM?

also 68,60 DM, ausmacheno Die gemäß Art„ 2 5 32 ArVNG um—
gestellte "Faktorrcnte" würde demgegenüber nur eine Monats-

höhe von 25,20 DM erreicheno

Die Beklagte ist bereit, der Klägerin den Vorteil des Art„

2 5 36 ArVNG zukommen zu lassen; sie errechnet aber als
"Besitzstend" zuzüglich des Sonderzuschusses eine monat—

liche Rente von nur 56740 DM (42,50 DM + 15960 DH)° Sie

lehnt die Gewährung einer höheren Rente ab? weil die Ver-

sichertenrente im Dezember 1956 neben einer höheren Hinter—

bliebenenrente aus der Ahgestelltenversicherung geleistet

worden sei und deshalb nach @ 4279 der Reichsversicherungs-

ordnung (RVG) aF um ein Viertel hätte gekürzt werden müssen°

Zwar habe die Klägerin in Wirklichkeit die volle Rente von

55,—- DM statt von 42,50 DM erhalten() Auf diesen Umstand V

könne sie sich aber nicht berufen; sie habe ohne rechtfer—

tigenden Grund zu viel empfangen und trage dafür die Ver—

antwortung, weil sie trotz Befragens den Bezug der zweiten

Rente verschwiegen habe„ Den Bezug dieser Rente habe die

Beklagte erst im Juni 1959 erfahren„ Das zu Unrecht erhal—

tene Geld müsse die Klägerin zurückerstatten; sie müsse

es sich gefallen lassen? daß ihr bis zur Tilgung der Schuld

von der Rente künftig monatlich 4o,—— DM abgezogen werden„
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Die Klägerin hat Klage erhobeno Sie bestreitet‚ durch

Verschulden die Überzehlung verursdcht zu haben„ In der

Rentenumstellungsfrcge hält sie der Rechtsauffassung der

Beklagten entgegen? daß man sich nicht eng an das Wort

"Rentenzehlbetreg“ in Art„ 2 $ 36 ArVNG halten dürfe?
sondern von dem Willen des Gesetzes auszugehen habe;

dieser habe in Art„ 2 5 25 ArVNG seinen Ausdruck dahin
gefundena daß auch bei Versicherungsiällen aus der Zeit

vor dem Inkrafttreten des ArVNG für nachfolgende Renten—

bezugszeiten die neuen Vorschriften über das Zusammentreffen

von Renten anzuwenden seien° Es sei somit verfehlt9 in

Verbindung mit Art„ 2 5 36 ArVNG auf € 4279 RVG aF zurück—

zukommen„

Das erst— und zweitinstanzliche Gericht haben der Klage

stattgegebeno

Die Beklagte hat die — vom Lendessozialgericht (LSG) zu—

gelassene — Revision eingelegt und beantragt,

das angefochtene Urteil sowie das Urteil des
Sozialgerichts Berlin von 2„ November 1960
aufzuheben und die Klage absureiseni

hilfsueise,

das angefochtene Urteil aufzuheben und den
Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung und
Entscheidung an das Berufungsgericht zurückzu—
verreisen„ ‘

Die Klägerin hat beantragt?

die Revision zurückzuweisen„

Beide Beteiligte haben sich mit einer Entscheidung durch

Urteil ohn mündliche Verhandlung einverstanden erklärt

(SS 1655 153‚ 424 Abs° 2 des Sozialgerichtsgesetzes — SGG —)o

Die Revision ist zulässig und begründete

Die Beklagte hat die Rente der Klägerin richtig umgestelltoi

Der nach Art° 2 5 36 ArVNG maßgebliche ”Rentenzehlbetrag“

_ n _
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ist derjenige auf Dezember 4956 entfallende Teil der Rente?-

den die Klägerin erhalten hätte;
wenn die damals geltenden

Vorschriften über das Ruhen der Rente beachtet worden wären„

Danach hätten der Klägerin nUr drei Viertel ihrer Rente

zugestandcn (@ 1279 RVO aF)° Dieser Bruchteil ist maßgebend?

wenn der Ruhens— oder Kürzungstatbestand nicht nur vorüber-

gehend verwirklicht worden isto Dieses Ergebnis folgt sowohl

aus der Wortfassung als auch aus dem Sinn des Art° 2 5 56

Abso 1 ArVNG° Die mit dieser Vorschrift verfolgte gesetz-

geberische Absicht ist es„ dem Versicherten den letzten
wirklichen Besitzstand zu sichern„ Deshalb wird auf eine

vom Tatsächliehen her bestimmte Größe, nämlich auf den je—

weils tatsächlich zustehenden Betrag abgestellt und nicht

auf eine bloß theoretisch gegebene Angruchsgrundlage° Der

um den Senderzuschuß vermehrte Rentenzahlbetrag stellt einen

Grenzwert der, der für den Fall garantiert wird, daß der

Rentenberechtigte sonst infolge der Umstellungsberechnung

weniger erhielteo Diese Auffassung hat das Bundessozialgc—

richt (BSG) schon öfter dargelegt (vgl° BSG 449 251)° Dabei
hat es sich mit den auch in diesem Rechtsstreit vorgetragenen

Gegenargumenten auseinahdergesetzt, im besonderen hat es

ausgeführt? daß der "Rentenzahlbetrag" nicht mit "einem
etwa irrtümlicherweise ausgezahlten Betrag" gleichgesetzt

werden dürfe„ Ist ein Tatbestand") der das Ruhen der Rente
bewirkt, unberücksichtigt geblieben9 dann ist gleichwohl

bei der Rentenumstellung darauf zu achten„ Es besteht kein

Anlaß, von dieser 4 bisher vom BSG vertretenen — Auffassung

abzugeben„ Das BSG hat — anläßlich einer früheren Entschei—

dung — an dieser Auslegung auch für einen Sachverhalt fest-

gehalten, der mit dem hier zu beurteilenden übereinstimmtv

bei dem nämlich im Dezember 1956 die Versichertenrente

wegen des gleichzeitigen Bezugs einer weiteren (höheren)

Rente gemäß % 4279 EVO aF nur zu drei Viertel zu gewähren

war (hierzu BSG SozR ArVNG Art„ 2 5 36 Bl„ Aa 6 Nr° 6)°

Das dieser Ansicht entgegenstehende Berufungsurteil ist daher

unriehtig und aufzuhebeno
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Die sich aus der veränderten Sieht ergebenden Folgerungen?

nämlich die Rückforderung der zu Unrecht erbrachten Leistun—

gen, brauchte das Berufungsgericht nicht zu erörtern„ Der

Sachverhalt ist deshalb in dieser Richtung nicht derert

geklärt, daß eine Endentscheidung im gegenwärtigen Rechtszuge

angängig wlre„ Hierfür genügt nicht alleinJ daß der Versicherungs—

träger die Leistung in der irrtümliehen Annahme einer Ver—

pflichtung erbracht hat (@ 4301 EVO; Art„ 2 5 26 Abs„ 2
ArVI‘CG)° Vielmehr wird die Rückforderung außerdem nach den

Richtlinien zu prüfen : in? die hierzu in der Rechts rechung

unter dem Gedanken von Treu und Glauben entwickelt werden

sind (vgl„ dazu Urteil des BSG von 9° August 1962 -
4 RJ ZEE’CO

— KJU 62, 2078)„ Denit der Rechtsstreit zu dieser

Frage neitcr verh:ndelt und entschieden werden kann? ist er

an das Berufungsgericht surüekzuv rueisen„

Das LSG wird bei seiner Entscheidung u„a„ auch zu beachten

haben? daß es diesem Rechtsstreit an einer Prozeßvoraussetzung

fehlen kann„ Sollte sich nämlich ergeben„ daß der Erstattungs—

ansprueh der Beklagten zu Recht geltend gemacht werden ist?

dann wird die Verwirklichung dieses Anspruchs sowie der Um-

fang und die Art seiner Durchsetzung von dem Ermessen des

Versicherungsträgcrs abhängen (@ 1304 RVO)„ Diese Ermessens—

entschlie■ung ist der Kontrolle durch die Widerspruehsstelle

zu unterwerfen, bevor eine gerichtliche Entscheidung ergehen

darf (5 79 Nr° 4 SGG; da2u ferner das bereits zitierte Urteil

des BSG vom 9„ August 1962)C
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Die Entscheidung über die Pflicht zur
Erstattüng der im

Revisionsverfehren entstandenen Kosten bleibt der ab—
.cchlie■enden Entscheidung des Berufungsgerichts vorbehalten°
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